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Gäste aus der Walter-Gropius-Schule zu Besuch im Landtag

Länder fliehen Menschen übrigens
auch. Aber auch diese von der CDU als
Wirtschaftsflüchtlinge diskreditierten
Menschen fliehen bei genauer Be-
trachtung eben nicht vorrangig aus
diesen wirtschaftlichen Gründen, son-
dern weil es eine politisch unsichere
Lage gibt, weil es staatlich geförderte
oder zumindest geduldete Diskriminie-
rung bis hin zu Übergriffen gibt oder
weil – wegen fehlender funktionieren-
der staatlicher Unterstützungsstruktu-
ren – existenzielle Bedrohungen beste-
hen, vor allem auch für Familien mit
Kindern.

Die damit verbundenen wirtschaftli-
chen Schwierigkeiten sind sozusagen
Begleiterscheinungen dieser Situation.
Wissenschaftlich spricht man von
„subsistence migration“ – nämlich der
Flucht aus unerträglichen Existenzbe-
dingungen. Diese Menschen machen
sich eben nicht mal einfach so oder
aus einer Laune heraus oder aus Jux
und Tollerei auf den Weg – es ist die
blanke Existenzangst und pure, unter
anderem durch Ausgrenzung und Be-
nachteiligung entstehende Not, die die
Menschen zur Flucht zwingen. 

Angesichts dieser Situation, die
durch Länderberichte und Studien be-
legt ist, ist es lebensfremd und men-
schenverachtend, hier eine Auswei-
tung der Kategorie der sicheren Her-
kunftsländer zu verlangen. Das Asyl-
recht und auch das Recht vor un-
menschlicher und erniedrigender Be-
handlung sind Grund- bzw. Menschen-
rechte. Diese Tatsache verbietet ein
Abschottungsmodell sogenannter si-
cherer Herkunftsländer und Drittstaa-
ten. Das gilt umso mehr, wenn im kon-
kreten Fall – und dafür stehen nicht

Am letzten Plenarsitzungstag vor
der Sommerpause hatte der Land-
tag auf Antrag der CDU-Fraktion
zum Thema „Kein Flüchtlingsschutz
für Wirtschaftsflüchtlinge - sichere
Herkunftsstaaten erweitern“ disku-
tiert. Die Debatte verlief heftig und
äußerst kontrovers. Für die Links-
fraktion hatte zunächst die Spre-
cherin für Flüchtlingspolitik, Sabine
Berninger, das Wort ergriffen, dann
auch Fraktionsvorsitzende Susanne
Hennig-Wellsow. Folgend aus den
Redeprotokollen:

Sabine Berninger, DIE LINKE:
Die Menschenwürde ist migrations-

politisch nicht zu relativieren. Diesen
Leitsatz des Bundesverfassungsge-
richts aus 2012 haben mittlerweile alle
relevanten gesellschaftlichen Gruppen
und Institutionen begriffen und zur
Handlungsmaxime gemacht – Wohl-
fahrtsorganisationen, Parteien, Ver-
bände, die christlichen Kirchen, die jü-
dischen und auch die muslimischen
Gemeinden –, nur Sie nicht, meine Da-
men und Herren von der Thüringer
CDU, und nicht die RassistInnen und
nicht die RechtspopulistInnen. 

Diesen Leitsatz, die Menschenwürde
ist migrationspolitisch nicht zu relati-
vieren, den werde ich hier so lange und
so oft wiederholen, bis ich das Gefühl
habe, dass auch Sie ihn verstanden
und verinnerlicht haben, sehr geehrte
Damen und Herren der CDU. Ich finde,
er ist mehr als angebracht als Reaktion
auf Ihren Antrag mit diesem populisti-
schen, ja demagogischen, Flüchtlinge
diskreditierenden Titel. Vorab zur Klar-
stellung, die LINKE lehnt das zynische
und menschenverachtende Abschot-

tungsmodell der sogenannten sicheren
Herkunftsländer als auch sogenannter
sicherer Drittstaaten ab, nicht nur, weil
es vor allem Deutschland als in der
Mitte der EU befindlichem und aus-
schließlich von sogenannten sicheren
Drittstaaten umgebenem Land hilft,
sich aus seiner politischen Verantwor-
tung zu stehlen, denn dafür ist dieses
Konstrukt erfunden worden. 

Abzulehnen ist das Konstrukt auch,
weil die Einstufung der Länder als si-
chere Drittstaaten oder sichere Her-
kunftsländer nicht nach sachlichen Kri-
terien oder gar humanitären Maßstä-
ben vorgenommen wurde, sondern al-
lein mit dem Argument gestiegener
Zahlen und ohne sich die Zustände in
den Ländern anzuschauen. (…)

Dass die Fraktion der CDU mit die-
sem Plenumsantrag am ganz rechten
Rand fischt, ist sehr entlarvend, was
inhaltliche Ausrichtung und das Klien-
tel angeht, dass die CDU offenbar ab-
schöpfen will.

(Zwischenruf Michael Heym, CDU:
Die ganze Gesellschaft steht am Rand!)

Herr Kollege Heym, bereits mit dem
Zwischenruf vorhin haben Sie bestä-
tigt, dass dies genau das ist, worum es
Ihnen geht. Hauptgrund für Flucht sind
Kriege und

(Michael Heym, CDU: Weltfremd sind
Sie!)

Bürgerkriege oder Unruhen aus poli-
tischen Gründen, existenzielle Notla-
gen, Klimakatastrophen und anderes.
Ja, es ist nicht auszuschließen, dass
sich viele der Flüchtlinge aus Albanien
und Kosovo aufgrund der wirtschaftli-
chen Lage aus existenzieller Not auf
den Weg machen, wie es in der Be-
gründung des Antrags heißt. In andere

Die Erfurter LINKE Landtagsabge-
ordnete Karola Stange konnte kürzlich
Schülerinnen und Schüler der Walter-
Gropius-Schule im Landtag begrüßen.
Sie hatten gerade ihr Berufsvorberei-
tungsjahr beendet und kommen zum
großen Teil aus Afghanistan, eine
Schülerin kommt aus Nigeria. 

Nach einer Einführung zum Thürin-
ger Landtag wurde auch dem Plenum
gelauscht. Anschließend kam es zu ei-
nem regen Gespräch über Schulfor-
men, Perspektiven nach der Schule
und aktuelle Probleme. Im Rahmen des
Projekts „Demokratie“ begleitete des
Erfurter Bürgerradio F.R.E.I. die Schü-
ler im Landtag, was zu zahlreichen Fra-
gen an Karola Stange führte. Dazu folgt
demnächst im Radio ein Beitrag.

Am Ende der Veranstaltung erhielten
die Besucher ein Zeugnis und für einige
war es gar das erste überhaupt. Die
Lehrerinnen und Lehrer bekamen Blu-
men, die Schülerinnen und Schüler in-
dividuell gehaltene kleine Sprüche, ei-
ne bewegende Würdigung für alle Be-
teiligten. Die meisten streben jetzt ei-
nen höheren Bildungsabschluss oder
eine Ausbildung an. Wir wünschen viel
Erfolg und waren beeindruckt von ihrer

Debatte zum CDU-Antrag „Kein Flüchtlingsschutz für Wirtschaftsflüchtlinge - sichere Herkunftsstaaten erweitern“

Begeisterung. Die Gespräche und zahl-
reichen Fragen werden bei uns nicht
verpuffen, wir bemühen uns um Ant-
wort u.a. dazu: Wie steht es um das
Kopftuchverbot in Krankenhäusern
und Schulen? Warum gibt es Ausbil-
dungsbeihilfe erst nach vier Jahren
Aufenthalt? Warum kann ein Führer-

schein nur mit Aufenthaltsgenehmi-
gung gemacht werden? Warum werden
Sprachkurse nicht bezahlt? Wie steht
es um die Anerkennung der Mutter-
sprache vieler Flüchtlinge als Zweit-
sprache?

Michael Bicker, Wahlkreismitarbeiter

nur die Beispiele Kosovo und Albanien
– die Handhabung des Instruments
von leicht durchschaubaren politi-
schen Interessen diktiert wird, zum
Beispiel weil an der Zusammenarbeit
mit einem Land ein hohes politisches
Interesse besteht und es daher nicht
opportun ist, das Land negativ einzu-
stufen oder aber weil man eine negati-
ve Einstufung vermeiden will, weil eine
solche Einstufung auch ein Einge-
ständnis des offensichtlichen Versa-
gens und Fehlern der bisherigen EU-
Politik gegenüber solchen Ländern wä-
re oder – wie hier in Thüringen – mit
dem vorliegenden Antrag oder – in
Bayern – mit der Forderung des christ-
sozialen Finanzministers Söder nach
Streichung von Asylbewerberleistun-
gen für die diskreditierten Flüchtlinge,
um diffuse Ängste und Befürchtungen
in der Bevölkerung zu bedienen und
noch zu verstärken,

(Michael Heym, CDU: Diffus, diffus –
gehen Sie mal nach Suhl!)

denn das tun Sie, meine Damen und
Herren, um Öl ins Feuer zu gießen, al-
lein um Stimmen am rechten Rand zu
fischen. Allein aus diesen Gründen

(Michael Heym, CDU: Ich frage mich,
wo Sie leben!)

wird mit der Einstufung immer mehr
sogenannter sicherer Herkunftsländer
das Grundrecht auf Asyl, auf die sorg-
fältige Prüfung des Einzelfalls immer
weiter beschnitten, die Das-Boot-ist-
voll-Rhetorik der 90er Jahre bedient
und – als könnte man nicht jeden Tag
in Sachsen beobachten, wo das hin-
führt – in Kauf genommen, dass hass-
erfüllt vor Flüchtlingsunterkünften pro-
testiert wird, dass Flüchtlinge wieder
zunehmend Anfeindungen und rassisti-
scher Hetze und Übergriffen ausge-
setzt sind und sich das gesellschaftli-
che Klima verhärtet. (…)

Susanne Hennig-Wellsow, DIE
LINKE:

Das, was ich in dieser Debatte wirk-
lich vermisse, ist Menschlichkeit. Und
von Menschlichkeit kann ich bei einer
Christlichen Union gerade nichts er-
kennen. Und ich kann auch die politi-
sche Verantwortung nicht erkennen,
wenn es darum geht, Menschen und
Flüchtlinge in Thüringen aufzunehmen,
wenn es darum geht, Flüchtlinge in
Thüringen zu schützen, und wenn es
darum geht, Menschlichkeit auf der
Welt zum Primat von Politik zu machen
und nicht das Eigeninteresse von Par-
teien, die lieber weiter nach rechts rük-
ken, als der Wahrheit ins Auge zu se-
hen. (…) 

Ich halte es für so was von gefähr-
lich, wie Sie an der Demokratie zün-
deln, wie Sie an der Menschlichkeits-
frage Flüchtlingsaufnahme zündeln.
Das, was Sie machen, ist, den extrem
Rechten, den Rechtspopulisten und
denjenigen, die eben nicht Offenheit
und Toleranz in der Welt wollen, nach
dem Maul zu reden, aber sich nicht der
Verantwortung Ihrer politischen Arbeit
zu stellen und dem gerecht zu werden.        


